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Veräusserung eines Grossvermögens durch die nach Art. 392 / 393 ZGB verbeiständete Person

Sachverhalt

Der 1940 geborene Herr X besitz als IV-Rentner rund 20 Mill. (Liegenschaften und Barvermögen von ca. 5 Mill.). Er ist verbeiständet nach Art. 392 Ziffer 1 und 393 Ziffer 2 ZGB. Der Beistand informiert, dass Herr X seine Liegenschaften aus nachvollziehbaren Gründen (pers. Belastung, Steuern, vorgerücktes Alter) seinem einzigen Bruder (selber auch mehrfacher Millionär mit Nachkommen) verschenken will. Damit bleibt das von den Eltern geerbte Familiengut in der Familie erhalten. Herr X hat selber keine Nachkommen.

Vorgesehen ist, dass Herr X im Sinne einer Nutzniessung der zu verschenkenden Liegenschaften von seinem Bruder eine lebenslängliche Rente erhalten soll (Umwandlung der Real- in eine Ertragsnutzniessung). Die Höhe der Rente soll nach dem Liegenschaftsertrag festgelegt werden (zwischen Fr. 5'000.-- bis 10'000.-- monatlich). Zusätzlich soll Herr X in einer den Brüdern gehörenden Wohnung nahe Betagtenheim ein lebenslängliches unentgeltliches Wohnrecht erhalten (Altersvorsorge). Da die Rente im Sinne von Nutzniessung erfolgt ist gewährleistet, dass im Falle des Vorversterbens des Bruders dessen Nachkommen für die Rente aufkommen müssten. Das bisheriges Wohnrecht von Herrn X im Stöckli bleibt erhalten.

Die Schenkung ist nachvollziehbar und der Lebensunterhalt von Herrn X mit Sicherheit genügend gesichert. Es stellen sich aber Verfahrensfragen:

1. 
Art. 408 ZGB schliesst laut Basler Kommentar eine Schenkung bei verbeiständeten Personen nicht aus (Herr X ist sicher urteilsfähig), ist das korrekt?


2.
Gestützt auf Art. 421 Ziff. 1 möchte ich den Schenkungsvertrag durch die VB genehmigen lassen, ist das korrekt?


3.
Benötigen wir die Zustimmung der Aufsichtsbehörte gestützt auf Art. 404 ZGB oder 422 ZGB? Wenn ja, weshalb?
4.
Gilt es sonst etwas zu beachten?

Erwägungen

1. Herr X ist gemäss Art. 393 Ziff. 1 und Art. 393 Ziff. 2 ZGB verbeiständet. Wenn diese Massnahme materiell begründet ist, fehlt ohne diese Beistandschaft dem Vermögen von Herrn X. die nötige Verwaltung. Daraus ist zu schliessen, dass er ausserstande ist, die mit der Bewirtschaftung seiner Liegenschaften und Barmittel verbundenen Anforderungen erfüllen zu können. Es ist daher grundsätzlich davon auszugehen, dass dem Verbeiständeten aufgrund seines Gesundheitszustandes die Fähigkeit mangeln dürfte, sein Vermögen in seinem eigenen Interesse hinreichend zu verwalten. Wäre er imstande, sein Vermögen zu verwalten, erwiese sich die Beistandschaft nach Art. 393 ZGB als materiell unbegründet und damit gesetzwidrig.

2. Herr X beabsichtigt angeblich, im Altern von 64 Jahren „aus nachvollziehbaren Gründen (pers. Belastung, Steuern, vorgerücktes Alter)“ sein Vermögen über Fr. 25 Mio zu verschenken, beziehungsweise gegen eine Leibrente und ein Wohnrecht einzutauschen, der Wert pro Monat (unter Einbezug der Wohnrechte im Stöckli und der Wohnung in Nähe des Altersheimes)  lässt sich aufgrund der erhaltenen Angaben nur abschätzen, dürfte aber wohl zwischen Fr. 7'000 und Fr. 12'000.- liegen.  Das entspricht einem jährlichen Ertrag von schätzungsweise Fr. 94'000 – 144'000.-. Im Vergleich mit dem Gesamtvermögen bedeutet dies eine erhebliche Schenkung, weil allein ein minimaler Vermögensertrag von 3% Fr. 750'000.- pro Jahr ergäbe. 

3. Vergleicht man Leistung und Gegenleistung, liegt ein ausserordentlicher Fall von Schenkung vor, der fern jeder üblichen und nachvollziehbaren Widmung liegt. Das Motiv des zu erhaltenen Familienbesitzes erscheint ebenfalls nicht nachvollziehbar, weil Herr X. keine Nachkommen hat und damit, wenn die Eltern vorverstorben sind,  sein einziger Bruder beziehungsweise dessen Nachkommen erben werden. Es ist zweitens nicht nachvollziehbar, weshalb das vom Beistand verwaltete Vermögen den Verbeiständeten hinsichtlich persönlicher Belastung, Steuern und Alter derart überfordern sollte, dass er sich dessen vollständig entledigen müsste. Es gäbe ja als Alternative zum Beispiel die Möglichkeit einer verstärkteren Hilfestellung.

4. Bei der Beurteilung dieser aussergewöhnlichen Schenkung ist folgendes in Betracht zu ziehen:
a. Das Alter von 64 Jahren gibt weder grundsätzlich noch statistisch Anlass, an das Lebensende zu denken.
b. Herr X hat Anrecht auf ein standesgemässes Leben. Ob als IV-Rentner (und bald AHV-Rentner) oder Erwerbsfähiger steht es ihm frei, alle seine Persönlichkeitsrechte zu entfalten, wozu ein eigener Lebensstil, das Eingehen und die Pflege von persönlichen Beziehungen, Ferienreisen usw. gehören. Personen seines wirtschaftlichen Standes können durchaus in der Lage sein, mindestens den Vermögensertrag in Konsum  und/oder Kultur umzusetzen. Man weiss über den besagten Herrn X. zuwenig, als dass sich hierüber Spekulationen anstellen lassen, aber vom Grundsatz her erscheint eine Beschränkung seines Unterhalts auf Fr. 10’000/pro Monat ohne irgendwelche Reserven für standesgemässe oder gesundheitsbedingte Auslagen geradezu als Indiz für das Vorliegen vormundschaftsbehördlichen Handlungsbedarfes im Sinne von Art. 395 oder Art. 370 ZGB.
c. Die Aufwendungen für einen schweren Pflegefall können nach heutiger Erfahrung sehr hoch sein. Wie sich diese Kosten in den nächsten dreissig Jahren entwickeln werden, lässt sich heute noch nicht voraussehen. Jedenfalls kann einerseits mit Rücksicht auf diese Entwicklung und andererseits auf die zu erwartende Teuerung nicht davon ausgegangen werden, mit der beabsichtigten Rente und dem zugestandenen Wohnrecht – aus dem Herr X. unter Umständen nur beschränkt wird Nutzen ziehen können – seien die Bedürfnisse von Herrn X. abgedeckt.

5. Schlussfolgerung: Dem beabsichtigten Rechtsgeschäft muss die Vormundschaftsbehörde aufgrund ihres Schutzauftrages entgegentreten; allenfalls hat sie gestützt auf Art. 386 ZGB die nötigen vorsorglichen Massnahmen zu treffen. Der verbeiständete Herr X. ist in einer persönlichen Anhörung über sein Vermögen zu befragen, über seine Vorstellungen, wie viel Mittel er heute und in Zukunft benötigt, über seine Lebenspläne und Wünsche (bei solchen Verhältnissen dürfen auch Träume drinliegen). Gestützt darauf hat sich die VB ein Bild zu machen, was den Verbeiständeten dazu bewegen vermag, sich seines Vermögens zu entäussern. 
Ob tatsächlich weitergehende Massnahmen erforderlich sind, wird sich nach dieser Anhörung erweisen, wobei sicher auch die Bedrängung aus dem familiären Umfeld zu analysieren und zu werten sein wird.

6. Zu Ihren Fragen:

Ad 1. 
Art. 408 ZGB schliesst laut Basler Kommentar eine Schenkung bei verbeiständeten Personen nicht aus (Herr X ist sicher urteilsfähig), ist das korrekt?

Ja, das ist grundsätzlich korrekt. Die verbeiständete Person kann alleine handeln, weil  sie – Urteilsfähigkeit vorausgesetzt - handlungsfähig ist. Allerdings gilt es, bei einer Schenkung die Verhältnismässigkeit zu beachten und in Fällen wie dem vorliegenden, bei welchem aufgrund der Massnahme dem Vermögen die nötige Verwaltung durch den Verbeiständeten fehlt (Art. 393 Ingress)  die Frage eines schärferen Eingriffs zu prüfen. Wenn die Schenkung durch den Beistand zu vollziehen wäre (bei Urteilsfähigkeit der verbeiständeten Person), bedürfte sie gemäss Art. 419 Abs. 2 ZGB der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde, welche dem Geschäft nur zustimmen dürfte, wenn die Schenkung als vernünftig erscheint, dem erkennbaren Willen der verbeiständeten Person Rechnung trägt, mit Rücksicht auf das Vermögen des Verbeiständeten verhältnismässig ist und dessen Interessen nicht zuwiderläuft (Urteil der Vormundschaftskammer des Waadtländischen Obergerichts vom 31.10.2002 in ZVW 2003 S. 169 ff.). Im vorliegenden Fall sind mehrere dieser Kriterien nicht erfüllt, um das Geschäft durch die Vormundschaftsbehörde genehmigen lassen zu können.


Ad 2.
Gestützt auf Art. 421 Ziff. 1 möchte ich den Schenkungsvertrag durch die VB genehmigen lassen, ist das korrekt?

Die Genehmigungszuständigkeit der Vormundschaftsbehörde richtet sich nach Art. 419 Abs. 2 ZGB.


Ad 3.
Benötigen wir die Zustimmung der Aufsichtsbehörte gestützt auf Art. 404 ZGB oder 422 ZGB? Wenn ja, weshalb?

Die Veräusserung von Liegenschaften ohne öffentliche Versteigerung bedarf der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Art. 404 Abs. 3 ZGB). Im vorliegenden Fall wäre zudem die Zustimmung des Regierungsstatthalters notwendig, weil offenbar ein Leibrentenvertrag gemäss Art.  516 OR (allenfalls ein Verpfründungsvertrag gemäss Art. 521 OR) abgeschlossen werden soll, welcher der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde bedarf (Art. 422 Ziff.4 ZGB.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 31. August 2004
[image: image1.png]Beratungsantwort VSAV

040831 Veräusserung eines verbeiständeten Grossvermögens

